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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes betreffend die Treuhand- 
verwaltung über das Vermögen der Deutschen 
Reichsbank 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 122. Sitzung am 7. Mai 1954 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetz- 
entwurf die aus der Anlage 2 ersichtlichen Änderungen vorzuschlagen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Dr. Adenauer 


Druck: Bonner Üniversitäts-Budidruckerei Gebr. Sdieur. Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg. Rheinallee 20, 
Telefon 8551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

betreffend die Treuhandverwaltung über das Vermögen 
der Deutschen Reichsbank 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

(1) Bis zu einer gesetzlichen Regelung der 
Rechtsverhältnisse der Deutschen Reichsbank 
wird das Reichsbankvermögen von einem 
Treuhänder verwaltet, den der Bundesminister 
für Wirtschaft im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen bestellt und ab- 
beruft. Die Bestellung und Abberufung des 
Treuhänders ist im Bundesanzeiger zu ver- 
öffentlichen. 

(2) Der Treuhänder hat das ihm anvertraute 
Vermögen unter Aufsicht des Bundesministers 
für Wirtschaft zu verwalten. Er vertritt die 
Deutsche Reichsbank gerichtlich und außer- 
gerichtlich. 

(3) Die Kosten der Verwaltung trägt das 
Reichsbankvermögen. Die Vergütung für die 
Tätigkeit des Treuhänders setzt der Bundes- 
minister für Wirtschaft im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen fest. 

(4) Mit der Beendigung seines Amtes hat der 
Treuhänder über seine Verwaltung dem Bun- 
desminister für Wirtschaft Rechnung zu legen. 
Dieser veranlaßt die Prüfung der Rechnung 
durch den Bundesrechnungshof und erteilt im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen dem Treuhänder Entlastung. 

§ 2 

(1) Die Ämter der derzeit tätigen Treuhän- 
der erlöschen mit der Bestellung des Treuhän- 
ders nach § 1 Abs, 1. 

(2) Mit der Beendigung ihrer Ämter haben 
die bisherigen Treuhänder das verwaltete Ver- 
mögen an den neuen Treuhänder herauszuge- 
ben. § 1 Abs. 4 ist anzuwenden. 


§ 3 

Folgende Vorschriften werden aufgehoben: 

1. Verordnung Nr. 140 der britischen Militär- 
regierung (Amtsbl. der Militärregierung 
Deutschland, Britisches Kontrollgebiet 
Nr. 23 S. 718), 

2. Verordnung Nr. 78 des französischen Ober- 
kommandos (Amtsbl. des französischen 
Oberkommandos in Deutschland Nr. 57 
S. 575), 

3. Verordnung Nr. 111 vom 30. Dezember 
1946 zur Durchführung des Gesetzes Nr. 50 
über die Errichtung der Landeszentralbank 
von Bayern (Bayerisches Gesetz- und Ver- 
ordnungsbl. 1947 S. 47), 

4. Verordnung Nr. 513 vom 24. Dezember 
1946 zur Durchführung des Gesetzes Nr. 55 
über die Errichtung der Landeszentralbank 
von Württemberg-Baden (Regierungsbl. der 
Regierung Württemberg-Baden 1947 S. 6), 

5. Verordnung vom 6. März 1947 zur Durch- 
führung des Gesetzes über die Errichtung 
der Landeszentralbank von Bremen (Ge- 
setzbl. der Freien Fiansestadt Bremen 1947 
S. 40), 

6. Verordnung vom 20. Dezember 1946 zur 
Durchführung des Gesetzes über die Errich- 
tung der Landeszentralbank von Ffessen 
(Gesetz- und Verordnungsbl. für das Land 
Hessen 1947 S. 28). 

§ 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 

Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 

im Lande Berlin. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 

Verkündung In Kraft. 
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Begründung 


Die Bestellung und die Aufgaben der Treu- 
händer für die Deutsche Reichsbank sind in 
den Ländern der Bundesrepublik und im 
Lande Berlin unterschiedlich geregelt, und 
zwar in der britischen und französischen Zone 
und im Land Berlin durch Besatzungsrecht, in 
der amerikanischen Zone durch Landes- 
verordnungen. 

Die Verwaltung des Reichsbankvermögens 
durch mehrere Treuhänder ist unzweckmäßig. 
Um die durch Bundesgesetz zu regelnde Ab- 
wicklung der Deutschen Rcichsbank vorzube- 
reiten, ist eine einheitliche Treuhandverwal- 
tung auf einheitlicher Rechtsgrundlage notwen- 
dig. Für die Regelung der Rechtsverhältnisse 
der Reichsbank und damit auch für die Ein- 
richtung der Treuhandverwaltung ist der Bund 
nach Art. 73 Nr. 4 GG zuständig. 
DerTreuhänder hat die Aufgabe, das Reichs- 
bankvermögen zu verwalten. Der Entwurf 
sieht davon ab, den Umfang der Vollmacht 
des Treuhänders zu regeln, da sich seine viel- 
fältigen Aufgaben nicht im einzelnen um- 
schreiben lassen. Der Treuhänder wird aber 
der Aufsicht des zuständigen Bundesministers 
unterstellt, der ihm Weisungen erteilen und 
seine Vollmacht einschränken kann. 

Damit dem Treuhänder nach Beendigung 
seines Amtes ordnungsgemäß Entlastung erteilt 


werden kann, sieht § 1 Abs. 4 die Rechnungs- 
prüfung durch den nach § 88 RHO zuständi- 
gen Bundesrechnungshof vor. Die Vorschriften 
über die Rechnungsprüfung und die Entlastung 
des Treuhänders finden nach § 2 Abs. 2 auch 
auf die bisherigen Treuhänder Anwendung, da 
insoweit eine einheitliche Regelung In den 
Rechtsvorschriften der Besatzungsmächte und 
in den Landesverordnungen fehlt. 

Soweit die Treuhandverwaltung bisher durch 
Besatzungsrecht geregelt war, kann der Bun- 
desgesetzgeber diese Rechtsvorschriften (vgl. 
§ 3) gemäß Ziff. 7 (b) des revidierten Be- 
satzungsstatuts in Verbindung mit der Direk- 
tive Nr. 5 Abs. 1 vom 6. März 1951 aufheben, 
sobald eine Ermächtigung der Besatzungs- 
behörden hierzu vorliegt. 

Da auch das in Berlin belegene Reichsbank- 
vermögen von der einheitlichen Treuhandver- 
waltung erfaßt werden soll. Ist die Einführung 
des Gesetzes in Berlin erforderlich. Die für 
Berlin gebotene Aufhebung des Art. XII 
Nr. 67 der Verordnung der Militärregierung 
Berlin über die Errichtung der Berliner Zen- 
tralbank vom 20. März 1949 (Verordnungsbl. 
für Groß-Berlin I S. 88) ist durch den Senat 
des Landes Berlin nach den für Berlin maß- 
geblichen Bcsatzungs vor Schriften zu veran- 
lassen. 


3 



Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates. 


Bonn, den 7. Mai 1954 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Sdireiben vom 13. April 1954 — 6 — 51101/0 
— 709/54 II — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat In 
seiner 122. Sitzung am 7. Mai 1954 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 
Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes betreffend die Treuhand- 
verwaltung über das Vermögen der Deutschen 
Reichsbank 

die folgenden Änderungen vorzuschlagen: 

1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen:^" 

Begründung 

Die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes zum Erlaß des 
Gesetzes kann weder aus Art. 73 Nr. 4 noch aus Art. 74 
Nr. 11 GG, sondern nur aus Art. 134 und 135 GG hergeleitet 
werden. Der Entwurf bedarf daher schon nach diesen Vor- 
schriften der Zustimmung des Bundesrates. 

2. § 4 erhält folgende Fassung: 

«§ 4 

Nach Aufhebung des Artikels XII Nr. 67 der Verordnung über 
die Errichtung der Berliner Zentralbank vom 20. März 1949 
(Verordnungsbl. für Groß-Berlin I S. 88) gilt dieses Gesetz nach 
Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch Im Lande Berlin.“ 

Begründung 

Die Anwendung des Gesetzes in Berlin setzt voraus, daß die 
oben bezeichnete Verordnung der Militärregierung Berlin auf- 
gehoben wird. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Dr. h. c. Zinn 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu 1 

Die Bundesregierung teilt nicht die Meinung 
des Bundesrates, daß seine Zustimmung zu 
dem Gesetzentwurf erforderlich sei. 

Art. 134 GG ist unanwendbar, weil das Ver- 
mögen der Deutschen Reichsbank nicht dem 
Reichsvermögen gleichzusetzen ist. Die Reichs- 
bank ist eine eigene Rechtspersönlidikeit, 
deren Grundkapital von privaten Anteils- 
eignern gehalten wird. Art. 134 GG enthält 
— im Gegensatz zu Art. 135 GG — keine 
Bestimmung über das Vermögen selbständiger 
Körperschaften. 

Art. 135 GG ist ebenfalls unanwendbar. Es 
kann dahingestellt bleiben, ob sich diese Vor- 
schrift überhaupt auf überregionale Körper- 
schaften bezieht, und ob sie — wenn dies 
unterstellt wird — solche Körperschaften des 
öffentlichen Rechts betrifft, deren Kapital 
sich in Privathand befindet. Auf die Deutsche 
Reidisbank trifft Art. 135 GG schon deshalb 
nicht zu, weil dieses Institut bisher nidit auf- 
gelöst ist, mithin trotz seiner Stillegung im 
Rcchtsslnne fortbcsteht. Das ergibt sidi ins- 
besondere aus der nach dem Inkrafttreten 
des Grundgesetzes bestätigten Vorschrift des 
§ 27 des Landeszentralbankgesetzes, der eine 
Vermögensauseinandersetzung mit der Reichs- 
bank vorschreibt. Im übrigen würde, selbst 
wenn die Voraussetzungen des Art. 135 GG 
gegeben wären, nicht ein zustimmungsbedürf- 
tiges Bundesgesetz nach Abs. 5, sondern ein 
einfaches Bundesgesetz nach Abs. 4 daselbst 
in Frage kommen. 

Die Bundesregierung hält daran fest, daß die 
Gesetzgebungszuständigkeit aus Art. 73 
Nr. 4 GG folgt. Danadi kann der Bundes- 
gesetzgeber auf dem Gebiet des Währungs- 
wesens nicht nur materielle, sondern auch 
organisatorische Vorschriften erlassen, mithin 
auch Ergänzungsvorschriften zum Reichsbank- 
gesetz, die die bisher noch ungeregelte Ver- 
waltung und Auflösung der stillgelegten 
Deutschen Reichsbank betreffen. Durch die 
Stillegung der Reichsbank ist die Gesetz- 
gebungskompetenz des Bundes für dieses 
Institut des Währungswesens ebensowenig 
fortgefallen, wie etwa die aus Art. 74 Nr. 1 1 GG 
folgende Gesetzgebungskompetenz für öffent- 
lich-rechtliche Geschäftsbanken fortfallen 


würde, wenn diese ihren Geschäftsbetrieb 
einstellen. 

Zu Unrecht hat der Bundesrat in anderem 
Zusammenhang gemeint, die Gesetzgebungs- 
kompetenz des Bundes für organisatorische 
Vorschriften des Währungswesens folge nicht 
aus Art. 73 Nr. 4 GG, sondern aus Art. 88 GG 
und beschränke sich daher auf die Errichtung 
der Bundesbank. Art. 88 GG gibt vielmehr 
dem Bund zu der schon in Art. 73 Nr. 4 GG 
unbeschränkt für alle Institutionen des Wäh- 
rungswesens begründeten Gesetzgebungs- 
kompetenz zusätzlich auch die Verwaltungs- 
kompetenz für die Bundesbank. 

Die Verwaltungskompetenz des Bundes für 
die Bundesbank entspricht der Verwaltungs- 
kompetenz des Reiches für die Reichsbank. 
Aus dieser Erneuerung für die Verwaltungs- 
kompetenz des Zentralstaates für die Wäh- 
rungsbank folgt, daß dem Bunde und nicht 
den Ländern die Verwaltungskompetenz für 
die noch abzuwickelnde Reichsbank zusteht. 
Das Grundgesetz hat die auf Besatzungsrecht 
beruhenden Kompetenzen der amerikanisch 
besetzten Länder zur Einsetzung von Reichs- 
banktreuhändern nicht bestätigt. Die Über- 
leitung dieser Kompetenzen auf den Bund 
bedeutet daher keinen Eingriff In eine vom 
Grundgesetz geschützte Verwaltungshoheit 
dieser Länder und bedarf deshalb nicht der 
Zustimmung des Bundesrates nach Art. 84 GG. 
(Die diesbezüglichen eigenen Kompetenzen 
der Besatzungsmächte in der britisch und 
französisch besetzten Zone sind ohnehin er- 
loschen.) 

Die Meinung der Bundesregierung, daß die 
Länder sich zur Aufrechterhaltung einer be- 
satzungsrechtlich, also außerhalb des Grund- 
gesetzes erworbenen, aber im Grundgesetz 
nicht mehr bestätigten Verwaltungshoheit 
nicht auf das Grundgesetz berufen können, 
hat der Bundespräsident bereits bestätigt. In- 
dem er die Notenbanknebengesetze vom 
7. September 1953 (BGBl. I S. 1317, 1318 u. 
1319) ohne Zustimmungsformel verkündete. 

Zu 2 

Der Vorschlag der Bundesrates enthält keine 
sachliche Änderung des Gesetzentwurfs. Gegen 
die redaktionelle Klarstellung bestehen keine 
Bedenken. 
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